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Zentrale Orte gehören zu den wichtigsten Instrumenten der Raumordnung. Durch das 
Raumordnungsgesetz sind die Länder zur Ausweisung Zentraler Orte verpflichtet. Da die 
konkrete Ausgestaltung der Zentrale-Orte-Konzepte Aufgabe der Länder ist, haben sich 
in den letzten Jahrzehnten unterschiedliche Ausprägungen entwickelt. Der Beitrag gibt 
einen bundesweiten Überblick über die von den Ländern und Regionen festgelegten 
Zentralen Orte. Neben ihrer Anzahl und Größe werden auch ihre Lage und Netzdichte 
betrachtet. Zudem wird die Tragfähigkeit der Zentralen Orte sowie ihrer Verflechtungs-
bereiche thematisiert. 
Schlüsselwörter 
Zentrale-Orte-Konzepte – Netzdichte – Tragfähigkeit – Verflechtungsbereiche 
The German Central Place System 
Abstract 
The central place classificatory system is an important tool of spatial planning. According 
to the Federal Spatial Planning Act, all states are obliged to designate central places. In 
recent decades different forms of central-place concepts have evolved in the various 
states. The article gives a nationwide overview of central places in Germany. It examines 
their number and size as well as their location, network density and structure. In addi-
tion, the economic sustainability of central places and their catchment areas is conside-
red. 
Keywords 
Central place concepts – network density – economic sustainability – catchment area 
  




Zentrale Orte sind Gebiete mit einer überdurchschnittlich hohen Dichte an öffentlichen 
Einrichtungen, wie Schulen, Krankenhäuser, Behörden, Sport- und Kulturangebote, so-
wie an privaten Dienstleistungsunternehmen. Insbesondere Betriebe des Einzelhandels, 
der Post- und Telekommunikation, des Gesundheits-, Finanz- und Versicherungswesens 
werden dabei zu den zentralörtlichen Einrichtungen gezählt. Diese räumliche Ballung 
unterschiedlicher Einrichtungen und Infrastrukturen ist ein entscheidendes Merkmal von 
Zentralen Orten, weshalb sie auch als Standortagglomeration bzw. als Standortcluster 
bezeichnet werden (Blotevogel 2005: 1307). Räumlich konzentrieren sich Standortcluster 
zentralörtlicher Einrichtungen und Infrastrukturen überwiegend in Gemeinden mit einer 
größeren Bevölkerung und in Städten. Als Zentraler Ort gilt in den meisten Ländern die 
gesamte Gemeinde bzw. Stadt. Betrachtet man allerdings die räumliche Verteilung zen-
tralörtlicher Einrichtungen innerhalb eines Gemeindegebietes genauer, so kann das rele-
vante Standortcluster oft nur im größten Ortsteil nachgewiesen werden, während kleine-
re Ortsteile häufig nur Einrichtungen der Nahversorgung aufweisen. In Mecklenburg-
Vorpommern und im Saarland wird daher der Zentrale Ort innerhalb einer Gemeinde 
nur vom jeweiligen Hauptort repräsentiert. In Schleswig-Holstein und Sachsen-Anhalt 
wird das baulich zusammenhängende Siedlungsgebiet innerhalb einer Gemeinde als 
Zentraler Ort bestimmt und in Niedersachsen und Hessen wird das Siedlungsgebiet in-
nerhalb einer Gemeinde als Zentraler Ort festgelegt, in dem sich die zentralörtlichen 
Einrichtungen bereits bündeln bzw. in Zukunft konzentrieren sollen. 
Tab.1: Zuständigkeiten für die Ausweisung von Zentralen Orten 
 
Quelle: Eigene Auswertung auf der Grundlage des BBSR-Monitoring der Ausweisung Zentraler Orte in Lan-
desentwicklungsplänen und -programmen und Regionalplänen 
Zentrale Orte sind das wichtigste Instrument der Raumordnung, um die Leistungser-
bringung der Daseinsvorsorge räumlich zu organisieren. Von dem sehr breiten Spektrum 
der Daseinsvorsorge deckt das Angebot von Einrichtungen in Zentralen Orten allerdings 
nur eine Auswahl ab. Nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 ROG sind insbesondere die Einrichtungen der 
sozialen Infrastruktur in den Zentralen Orten zu bündeln. Das Raumordnungsgesetz ver-
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pflichtet mit § 8 Abs. 5 ROG die Länder zur Ausweisung Zentraler Orte, überlässt ihnen 
aber die konkrete Ausgestaltung. Dies geschieht in den Ländern überwiegend durch 
Zentrale-Orte-Konzepte, die in Landes- und Regionalplänen definiert werden. Zentrale 
Orte gelten in Deutschland als flächendeckend implementiert (Blotevogel 2005: 1311), in 
Westdeutschland bereits seit Ende der 1960er Jahre und in Ostdeutschland spätestens 
seit Ende der 1990er Jahre. Zentralörtliche Statusfestlegungen nimmt vorrangig die Lan-
desplanung vor, während die Regionalplanung in fast allen Ländern für die Festlegung 
Zentraler Orte auf der untersten Ebene zuständig ist.  
Rechtlich binden Vorgaben Zentraler-Orte-Konzepte der Landes- und Regionalpla-
nung andere öffentliche Stellen, die im Rahmen ihrer fachplanerischen Zuständigkeit 
über die konkrete Standortverteilung von Einrichtungen der Daseinsvorsorge entschei-
den. Sie appellieren aber auch an private Unternehmen und gemeinnützige Einrichtun-
gen, Versorgungs- und Ausstattungsziele Zentraler Orte in ihr Kalkül bei Standortent-
scheidungen einzubeziehen. Private Unternehmen lokalisieren ihre Einrichtungen vor 
allem aus wirtschaftlichen Überlegungen in Zentralen Orten. Durch die räumliche Kon-
zentration von Einrichtungen der öffentlichen Daseinsvorsorge in Zentralen Orten wird 
hier ein attraktives Angebot geschaffen, das viele Konsumenten aus einem weiteren Um-
feld anzieht. Von dieser Anziehungskraft wollen auch private Anbieter profitieren, wes-
halb sie ihre Unternehmensstandorte freiwillig in Zentralen Orten mit hohem Nachfra-
gepotenzial verorten.  
Bereits in Entschließungen der Ministerkonferenz für Raumordnung (MKRO) aus den 
Jahren 1968 und 1972 hatten sich die Länder und der Bund auf einen vierstufigen Aufbau 
Zentraler-Orte-Systeme geeinigt. Diese Grundarchitektur, gebildet aus Ober-, Mittel-, 
Unter- und Kleinzentren, blieb lange Jahre stabil, wurde mittlerweile aber in fast allen 
Ländern in Bezug auf die hierarchische Stufung und durch Einführung intermediärer 
Sonderformen modifiziert. Heute dominiert eine dreistufige Einteilung, die neben Ober- 
und Mittelzentren nur noch Grundzentren als Hauptklassen unterscheidet. Die zentral-
örtlichen Versorgungsfunktionen werden von den Ländern weitgehend konsistent den 
unterschiedlichen Hierarchieebenen ihrer Zentrale-Orte-Konzepte zugeordnet (Grei-
ving/Winkel/Flex et al. 2014: 105 ff.). Die Vereinheitlichungsbemühungen der MKRO 
konnten es letztlich aber nicht verhindern, dass sich die Ausweisungspraxis Zentraler 
Orte in den Ländern immer weiter ausdifferenzierte und auseinanderentwickelt hat. Dies 
gilt sowohl für die Einführung intermediärer Sonderformen, die quasi Positionen zwi-
schen den einzelnen Zentrale-Orte-Klassen belegen (z. B. Mittelzentren mit Teilfunktio-
nen eines Oberzentrums) oder außerhalb der Hierarchie angesiedelt sind (z. B. Stadt-
randkerne), als auch für Verbundlösungen, bei denen von mehreren Zentralen Orten 
arbeitsteilig höherstufige Versorgungsleistungen realisiert werden sollen (z. B. zentralört-
licher Städteverbund, Zentrum in Funktionsteilung, funktionsteilige Zentrale Orte). Gro-
ße Unterschiede existieren auch bei den Ausweisungskriterien, die von den Ländern 
angewendet werden, um zentralörtliche Einstufungen und insbesondere Hochstufungen 
vorzunehmen (Greiving/Winkel/Flex et al. 2014: 42 ff.). Die divergierende Praxis bei Ein- 
und Hochstufungen hat in den Ländern sehr unterschiedliche Systeme Zentraler Orte 
entstehen lassen. Während einige Länder versuchen, mit möglichst wenigen Zentralen 
Orten eine ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit zentralörtlichen Einrichtungen 
zu gewährleisten, wurde in anderen Ländern die Zahl Zentraler Orte kontinuierlich aus-
geweitet. Werden Gemeinden, deren Bevölkerungsbasis sowohl im Hauptort als auch im 
mitzuversorgenden Verflechtungsbereich nicht ausreichend groß dimensioniert ist, um 
langfristig eine ausreichende Auslastung der potenziell vorzuhaltenden Einrichtungen zu 
garantieren, trotzdem durch die Raumordnung als Zentraler Ort einer bestimmten Hier-
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archiestufe ausgewiesen, führt dies dauerhaft zu einem Verzicht auf Wirtschaftlichkeit 
oder einer unzureichenden Ausstattung (Pütz/Spangenberg 2006). Insbesondere in den 
Ländern, in denen sich die Tragfähigkeit von zentralörtlichen Einrichtungen durch den 
Rückgang der Bevölkerung deutlich verringert hat, sind daher umfangreiche Reformen 
der Zentrale-Orte-Konzepte durchgesetzt worden (Dehne/Kaether 2007; Greiving/ 
Winkel/Flex et al. 2014). Dies hat vor allem in den ostdeutschen Ländern zu einer erheb-
lichen Reduktion der Zahl ausgewiesener Zentraler Orte geführt. In den besonders gra-
vierend vom demografischen Wandel betroffenen, peripheren Teilräumen, in denen das 
Netz Zentraler Orte traditionell deutlich dünner ausfällt, sind allerdings auch Grenzen 
der Reduktion deutlich geworden. In Teilräumen, die aufgrund fehlender größerer Städ-
te nicht ausreichend mit mittelzentralen Einrichtungen versorgt werden können, werden 
heute in vielen Ländern auch Gemeinden, die nur begrenzt den Ausweisungskriterien 
entsprechen, als Mittelzentrum toleriert. 
2 Zentrale Orte in Deutschland 2014 
An der Spitze der Hierarchie Zentraler Orte stehen die Oberzentren. Sie sollen eine 
möglichst vielfältige Ausstattung mit hochrangigen Einrichtungen und Dienstleistungen 
anbieten, um den spezialisierten, höheren Bedarf zu decken, der eine überregionale bis 
landesweite Bedeutung aufweisen kann. Als typische Einrichtungen von Oberzentren 
gelten hochwertige Bildungseinrichtungen (Universität, Fachhochschule), Zentralbiblio-
theken, überregional bedeutsame Museen und Sportstätten, Schauspielhäuser/Opern, 
Kongresszentren, Krankenhäuser der Maximalversorgung, leistungsfähige und attraktive 
Innenstädte mit Einkaufszentren und Warenhäusern, Sitz oberster und oberer Landesbe-
hörden, höherrangige Einrichtungen der Gerichtsbarkeit und der Polizei sowie ICE/IC-
Haltepunkte mit Anschluss an den internationalen Schienenverkehr und leistungsfähige 
Fernverkehrsstraßen mit Einbindung in das transeuropäische Verkehrsnetz. 
All jene Versorgungsfunktionen, die unterhalb der oberzentralen Aufgaben angesie-
delt sind, die aber über eine rein örtliche Grundversorgung hinausgehen, sollen in Mit-
telzentren angeboten werden. Sie dienen der Deckung des gehobenen Bedarfs, der viel-
fach mit einem regionalen Bedarf gleichgesetzt wird. Typische Einrichtungen von Mittel-
zentren sind weiterführende allgemeinbildende (Realschule, Gymnasium) und berufs-
bildende Schulen und Förderschulen, Sport- und Großveranstaltungshallen, Schwimm-
bäder, ein breites Spektrum an Fachärzten, Krankenhäuser der Regionalversorgung, viel-
seitige Einkaufsmöglichkeiten für Güter des gehobenen Bedarfs und Einzelhandelsange-
bote mit aperiodischen Sortimenten, freie Berufe und Dienstleistungen mit differenzier-
tem Angebot, Sitz von Landesbehörden, Gerichten und Kreisverwaltungen, Agenturen 
für Arbeit, Finanzämter, Einrichtungen der Polizei und eine gute und schnelle Verkehrs-
anbindung an benachbarte Oberzentren sowie ein ÖV-Knotenpunkt mit Umsteigefunk-
tion zwischen SPNV und ÖPNV. 
Auf der untersten Stufe der Hierarchie stehen Grundzentren bzw. nach der ursprüngli-
chen vierstufigen Gliederung Unter- und Kleinzentren. Sie alle sind primär auf die De-
ckung der alltäglichen Grund- und Nahversorgung ausgerichtet. Unterzentren weisen 
dabei eine bessere Ausstattung mit Einrichtungen der Grundversorgung auf als Kleinzen-
tren. Als typische Einrichtungen der unterzentralen Ebene gelten Grund- und Mittelschu-
len, Einrichtungen für den Breitensport, Kindertageseinrichtungen, Jugendfreizeitstätten, 
Einrichtungen für Familien und Senioren, Arztpraxen und Apotheken, ambulante Ange-
bote für Pflege und medizinische Versorgung, ein ausreichendes Einzelhandelsangebot 
zur Deckung des über die örtliche Nahversorgung hinausgehenden Bedarfs (typischer-
Das System Zentraler Orte in Deutschland 
 7
 
weise mit periodischen Sortimenten), Finanzdienstleistungen (Bankfilialen, Versicherun-
gen), Postfilialen oder Postpoints, Sitze der Kommunalverwaltung und qualifizierte 
ÖPNV-Knotenpunkte sowie ÖPNV-Verbindungen zum Mittelzentrum. 
Abb. 1: Ober- und Mittelzentren in Deutschland  
 
Quelle: BBSR-Monitoring der Ausweisung Zentraler Orte in Landesentwicklungsplänen und -programmen 
und Regionalplänen 
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Die folgenden Analysen beziehen sich auf die Zentrale-Orte-Konzepte der Länder und 
Regionen mit Stand September 2014. Untersuchungsebene ist die Gemeinde. In Län-
dern, in denen der zentralörtliche Status nicht ganzen Gemeinden, sondern Ortsteilen 
oder im Zusammenhang bebauten Siedlungsgebieten zugewiesen wird, wird jede Ge-
meinde, in der mindestens ein Ortsteil oder Gebiet mit entsprechendem Status existiert, 
als Zentraler Orte erfasst. 
Bundesweit werden 32 % der 11.294 Gemeinden (Gebietsstand 31.12.2012) als Zentraler 
Ort festgelegt. Insgesamt sind 127 Gemeinden Oberzentrum oder Teil eines Oberzen-
trums. Weitere rund 950 Gemeinden haben den Status eines Mittelzentrums bzw. sind 
Teil eines Mittelzentrums. Die Ebene der Unter-/Grundzentren umfasst ca. 2.190 Ge-
meinden. Hinzu kommen rund 360 Kleinzentren. 
In den Ländern variiert die absolute Zahl der Zentralen Orte erheblich. Die Abwei-
chungen werden durch verschiedene Faktoren beeinflusst. Eine entscheidende Rolle 
spielt die Ausweisungspraxis der Länder und die Raumstruktur, vor allem die Kleinteilig-
keit der Gemeindegebietsstruktur. Die durchschnittliche Flächengröße der Gemeinde-
gebiete in den Ländern reicht von 8,6 km² in Rheinland-Pfalz bis 93,4 km² in Sachsen-
Anhalt. Auch die Gemeinden in Nordrhein-Westfalen und Brandenburg erreichen mit 
einer durchschnittlichen Fläche von über 70 km² extreme Werte. Je kleinteiliger die Ge-
meindegebietsstruktur, desto größer fällt die Anzahl der Gemeinden aus. Je weniger 
Gemeinden in einem Land existieren, desto kleiner ist in der Regel auch die Anzahl Zen-
traler Orte.  
Tab. 2: Anzahl der Gemeinden und Größe der Gemeindegebiete in den Ländern 
 
 Quelle: Eigene Berechnungen 
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Aber die Größe der Gemeindegebiete und die Anzahl der Gemeinden erklären nur 
zum Teil, wie viele Zentrale Orte in einem Land durch die Raumordnung ausgewiesen 
werden. Entscheidend erweisen sich die Aussagen der Zentrale-Orte-Konzepte der Län-
der. 
In NRW, Hessen und im Saarland hat die Landesplanung alle Gemeinden als Zentralen 
Ort ausgewiesen. In NRW werden fast 50 % aller Gemeinden als Mittelzentrum und 4 % 
als Oberzentrum festgelegt. Die restlichen 46 % der Gemeinden sind Grundzentren. Kein 
anderes Bundesland weist einen ähnlich hohen Anteil höherrangiger Zentraler Orte auf. 
Während in fünf weiteren Ländern (Niedersachsen, Baden-Württemberg, Bayern, 
Sachsen und Sachsen-Anhalt) über 40 % der Gemeinden ein Zentraler Ort sind, liegt der 
Anteil in den übrigen fünf Ländern bei maximal 14 % (Thüringen). 
Abb. 2: Absolute und relative Anzahl der Zentralen Orte in den Ländern 
 
 Quelle: Eigene Berechnungen auf der Grundlage der Zentrale-Orte-Datenbank des BBSR 
3 Zentrale Orte – Lage und Netzdichte 
In diesem Abschnitt wird der Blick zunächst auf die Lage der Zentralen Orte im Raum 
gerichtet. Gefragt wird danach, wie häufig Zentrale Orte in einem verdichteten Umfeld 
mit einer eher überdurchschnittlichen Bevölkerungsdichte anzutreffen sind oder im 
dünn besiedelten Raum in peripherer Lage zu Räumen mit hohem Bevölkerungspotenzi-
al angetroffen werden können. Um diese Frage beantworten zu können, wurden Zentra-
le Orte unterschiedlichen Lagetypen zugeordnet (sehr zentral, zentral, peripher, sehr 
peripher) (Milbert/Krischausky/Burgdorf et al. 2012: 18). Berücksichtigt wurde dabei die 
Konzentration von Bevölkerung und Arbeitsplätzen in den Gemeinden und Gemeinde-
verbänden sowie in ihrem Umfeld (gemessen anhand der zu erreichenden Tagesbevöl-
kerung, in Abhängigkeit von der Entfernung zum Zentrum abnehmend gewichtet). 
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Oberzentren befinden sich bundesweit demnach überwiegend in sehr zentralen oder 
zentralen Bereichen. Nur bei 20 % der Oberzentren ist die Lage als peripher zu bezeich-
nen. Auf Ebene der Mittelzentren sind rund 58 % der Gemeinden mindestens zentral 
gelegen, während 42 % eine periphere Lage aufweist. Nur bei den Unter-/Grundzentren 
sind mehr Zentrale Orte im peripheren Raum verortet (55 %).  
Abb. 3: Anteil Zentraler Orte in Teilräumen mit zentraler und peripherer Lage 
 
Quelle: Eigene Berechnungen auf der Grundlage der Gebietseinteilung von Milbert/Krischausky/Burgdorf et 
al. 2012 
Vor dem Hintergrund der Versorgungsfunktionen, aber auch der Entwicklungsfunktio-
nen der Zentralen Orte für das Umland, ist die Betrachtung der Verteilung Zentraler Orte 
im Raum – ihre räumliche Dichte – und die damit zusammenhängende Distanz zwischen 
Zentralen Orten von Interesse. Unter Berücksichtigung der kürzesten Luftliniendistanz 
zwischen Grund-, Mittel- und Oberzentren lässt sich auch der Einfluss der Lage auf die 
Netzdichte erkennen. Betrachtet wird jeweils die Distanz zum nächstgelegenen Zentra-
len Ort der gleichen sowie der anderen zentralörtlichen Stufen. Die Berechnung der kür-
zesten Distanz erfolgt zwischen einer Start- und einer Zielgemeinde. Die Distanzberech-
nung startet dabei an einem eigenständigen Zentralen Ort. Gemeinden, die Teil eines 
Zentralen Ortes sind, werden als Startgemeinde ausgeklammert. Zielgemeinde sind alle 
Zentralen Orte unabhängig davon, ob es sich um ein Teilzentrum oder ein eigenständi-
ges Zentrum handelt. Durch diese Vorgehensweise wird vermieden, dass durch die Be-
rücksichtigung der Distanzen zwischen zwei Teilen eines Zentralen Ortes die ermittelten 
Luftliniendistanzen verzerrt werden.  
Richtet man den Blick zunächst auf die Abstände zwischen Zentralen Orten der glei-
chen Hierarchiestufe, so ist erwartungsgemäß ein Anstieg der Distanzen von der unter-
zentralen zur oberzentralen Ebene zu erkennen. Durchschnittlich sind Unter- bzw. 
Grundzentren 7,5 km voneinander entfernt. Bei Mittelzentren liegt der Wert bei 12,6 km. 
Oberzentren erreichen einen durchschnittlichen Abstand von 34,4 km. Die minimalen 
und maximalen Abstände weichen deutlich von den Mittelwerten ab. Eine besonders 
kurze Distanz liegt zwischen den Oberzentren Mannheim und Ludwigshafen (1,2 km) 
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sowie zwischen zwei Grundzentren im Saarland (0,9 km). Erwartungsgemäß sind zu Mit-
telzentren und Oberzentren größere Distanzen als zu Grundzentren zu überwinden. Von 
den Grundzentren aus sind Mittelzentren durchschnittlich 10,7 km und Oberzentren 
24,7 km entfernt. Von den Mittelzentren aus betrachtet, ist das nächste Oberzentrum 
durchschnittlich nach rund 25 km zu erreichen.  
Tab. 3: Luftliniendistanzen zwischen Zentralen Orten in zentraler und peripherer Lage 
 
Quelle: Eigene Berechnungen auf der Grundlage der Gebietseinteilung nach Milbert/Krischausky/Burgdorf 
et al. 2012 
Tabelle 3 zeigt den Einfluss der Lage auf die Distanzen zwischen Zentralen Orten. Die 
angegebene Lage bezieht sich jeweils auf den Zentralen Ort, von dem aus die Distanzbe-
rechnung durchgeführt wird. In der Regel weisen peripher gelegene Zentrale Orte eine 
größere Distanz zum nächsten Zentralen Ort auf als zentral gelegene Zentrale Orte. So 
sind beispielsweise zwischen einem Mittelzentrum mit sehr zentraler Lage durchschnitt-
lich nur 16,7 km bis zum nächsten Oberzentrum zu überwinden, während der Wert bei 
sehr peripher gelegenen Mittelzentren bei 38,7 km liegt. Mit Blick auf die Distanzen zwi-
schen Grundzentrum und Mittelzentrum liegen die Werte zwischen 7,6 km (sehr zentral) 
und 14,7 km (sehr peripher). 
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4 Tragfähigkeit Zentraler Orte und zentralörtlicher Bereiche 
Die Festlegung einer Gemeinde als Zentraler Ort bestimmt nicht nur die wahrzuneh-
menden Versorgungsfunktionen für die Bevölkerung dieses Ortes, sondern dimensio-
niert auch den Versorgungsbereich außerhalb des Gemeindegebietes, den die im Ort 
konzentrierten Einrichtungen mitversorgen sollen.  
Die Verflechtungsbereiche von Oberzentren werden Oberbereiche genannt. In den 
meisten Landesentwicklungsplänen wird aufgrund der großräumigen Überschneidungen 
der Verflechtungsräume von Oberzentren auf ihre Abgrenzung verzichtet. Um eine aus-
reichende Auslastung der hier gebündelt angebotenen zentralörtlichen Einrichtungen zu 
garantieren, legte die MKRO 1983 (MKRO 1983) folgende Orientierungswerte für Ober-
zentren und Oberbereiche fest: In einem Oberzentrum sollte die Einwohnerzahl >= 
100.000 betragen und im mitversorgten Oberbereich voll entwickelter Oberzentren >= 
500.000. Für Oberzentren mit Lage im dünn besiedelten ländlichen Raum wurden diese 
Orientierungswerte allerdings relativiert. Die Verflechtungsbereiche von Mittelzentren 
werden als Mittelbereiche bezeichnet. In den Entschließungen von 1968 und 1972 nennt 
die MKRO Orientierungsgrößen für die Mindestbevölkerung eines Mittelbereichs, die 
gegeben sein sollte, um eine ausreichende Auslastung der Einrichtungen im Mittelzen-
trum zu gewährleisten. Danach sollte die Einwohnerzahl des Mittelbereiches mindestens 
>= 40.000 betragen. In dünn besiedelten Räumen wird ein reduziertes Einwohnerpoten-
zial angesetzt. Hier sollte ein Mittelbereich mindestens 20.000 Einwohner erreichen. 
Die kleinsten Verflechtungsräume weisen Grund- und Unterzentren auf, die einheitlich 
als Nahbereiche bezeichnet werden und die mindestens ein Bevölkerungspotenzial von 
5.000 Einwohnern aufweisen sollten, um eine tragfähige Auslastung der Einrichtungen 
im jeweiligen zentralen Bezugsort zu ermöglichen (MKRO 1968). 
Tab. 4: Bevölkerungsrichtwerte zur Sicherung der Tragfähigkeit Zentraler Orte 
 
Quelle: Greiving/Winkel/Flex et al. 2014: 46  
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Um eine ausreichende Tragfähigkeit der Zentralen Orte zu sichern, haben die Länder 
weitere Bevölkerungsrichtwerte festgelegt. Auf Orientierungswerte für die Zentralen Or-
te wird allerdings in der Regel verzichtet. Überwiegend beziehen sich Richtwerte zur 
Tragfähigkeit auf das mindestens zu erreichende Bevölkerungspotenzial im Verflech-
tungsbereich der Zentralen Orte (siehe Tab. 4). Sie werden in der Regel von der Landes- 
und Regionalplanung als Ausweisungskriterien bei der Festlegung der Zentralen Orte 
herangezogen (Greiving/Winkel/Flex et al. 2014: 46).  
Für die oberzentrale Ebene erfolgt eine Festlegung von Mindesteinwohnerzahlen in 
Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und Sachsen. Die Schwel-
lenwerte variieren zwischen 50.000 und 100.000 Einwohnern. 
Abbildung 4 zeigt, dass in den Ländern zumeist einzelne bevölkerungsstarke Oberzen-
tren neben mehreren kleineren Oberzentren existieren.  
Abb. 4: Oberzentren und ihre Bevölkerung in Deutschland 
 
Quelle: Eigene Berechnungen 
Der Blick auf die aktuelle durchschnittliche Bevölkerungszahl der Oberzentren zeigt, 
dass ihre Einwohnerzahl (Teile eines Oberzentrums bleiben unberücksichtigt) mit rund 
190.000 in der Regel deutlich über den von den einzelnen Ländern genannten Schwel-
lenwerten liegt. Die im Ländervergleich durchschnittlich kleinsten Oberzentren besitzt 
Brandenburg mit rund 97.000 Einwohnern. Demgegenüber erreichen die Oberzentren 
in NRW durchschnittlich 375.000 Einwohner. Bundesweit liegt die Einwohnerzahl von 14 
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der 100 Oberzentren (ohne Teile eines Oberzentrums) unter 50.000. Die geringste Ein-
wohnerzahl weist mit rund 19.000 Einwohnern Traunstein (Bayern) auf. Gemeinden, die 
gemeinsam ein Oberzentrum bilden, sind in der Regel erwartungsgemäß kleiner als ei-
genständige Oberzentren. Diese Teile von Oberzentren haben im Durchschnitt 83.000 
Einwohner. In 11 der 27 Gemeinden leben weniger als 50.000 Einwohner. 
Abb. 5: Durchschnittliche Bevölkerungszahl von Ober-, Mittel- und 
Grund-/Unterzentren 
 
Quelle: Eigene Berechnung auf Basis von Daten der Laufenden Raumbeobachtung des BBSR 
Schwellenwerte für eine Mindestgröße der Bevölkerung von Mittelzentren enthalten 
insgesamt fünf Landesraumordnungspläne (Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Nie-
dersachsen, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein). Die Richtwerte liegen zwi-
schen 7.000 (Hessen) und 25.000 (Verdichtungsraum in Schleswig-Holstein) Einwoh-
nern (siehe Tab. 4). 
Die Auswertung der aktuell als Mittelzentrum ausgewiesenen Gemeinden zeigt, dass 
Mittelzentren (ohne Teile eines Mittelzentrums) derzeit eine durchschnittliche Größe 
von rund 29.000 Einwohnern in Deutschland erreichen. Aber auch hier fällt die Spann-
weite zwischen den Ländern groß aus. Auffällig sind die sehr kleinen Mittelzentren (unter 
15.000 Einwohner) in Bayern und Mecklenburg-Vorpommern. Demgegenüber dominie-
ren in NRW sehr große Mittelzentren (durchschnittliche Einwohnerzahl 47.000). 
Bundesweit weisen 3,5 % der rund 760 Mittelzentren (ohne Teile eines Mittelzen-
trums) weniger als 7.000 Einwohner auf. Mit knapp 3.500 Einwohnern ist Ludwigsstadt in 
Bayern das kleinste eigenständige Mittelzentrum in Deutschland. Am anderen Ende der 
Skala befindet sich Gelsenkirchen (NRW) mit rund 257.000 Einwohnern. 
Gemeinden, die Teil eines Mittelzentrums sind, besitzen durchschnittlich 13.500 Ein-
wohner.  
Hessen, Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt weisen als einzige Länder 
Tragfähigkeitsschwellenwerte für Grundzentren aus. Sie liegen bei 2.000 bis 3.000 Ein-
wohnern. Diese Vorgabe wird derzeit im bundesweiten Mittel deutlich überschritten. So 
erreichen die eigenständigen Grund-/Unterzentren eine mittlere Einwohnerzahl von 
7.700. Vergleichsweise kleine Mittelzentren mit weniger als 5.000 Einwohnern befinden 
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sich in Rheinland-Pfalz, Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen. In Nordrhein-
Westfalen, Baden-Württemberg und im Saarland liegt der Durchschnittswert mit mind. 
10.000 Einwohnern erheblich höher. 
Abb. 6: Bevölkerung von Mittelzentren in Deutschland 
 
 Quelle: Eigene Berechnungen 
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Das kleinste Grundzentrum mit 550 Einwohnern befindet sich in Niedersachsen. Das 
mit rund 44.000 Einwohnern größte Grundzentrum liegt in Baden-Württemberg. 
Da die Zentralen Orte nicht nur für sich selber, sondern auch für die Umlandgemein-
den ihres Verflechtungsraumes eine wichtige Versorgungsfunktion erfüllen, ist insbeson-
dere die Bevölkerungsgröße ihres Verflechtungsraumes im Hinblick auf die Tragfähigkeit 
von Zentralen Orten relevant. Zahlreiche Landesraumordnungspläne enthalten vor die-
sem Hintergrund Angaben zur Mindesteinwohnerzahl der zentralörtlichen Bereiche 
(Oberbereich, Mittelbereich, Nahbereich) (siehe Tab.5).  
Tab. 5: Bevölkerungsrichtwerte zur Sicherung der Tragfähigkeit von zentralörtlichen 
Verflechtungsbereichen 
 
Quelle: Greiving/Winkel/Flex et al. 2014: 47 
Da insbesondere Mittelbereiche hinsichtlich der Bereitstellung von Einrichtungen und 
Dienstleistungen der regionalen Daseinsvorsorge eine wichtige Rolle spielen, wird der 
Blick hier ausschließlich auf die mittelzentrale Ebene gerichtet. Mit Ausnahme des aktu-
ellen Landesraumordnungsprogramms von Bayern weisen alle Landesraumordnungs-
pläne Bevölkerungsschwellenwerte für Mittelbereiche auf, die teilweise nach Raumkate-
gorien differenziert werden. Die geforderte Mindesteinwohnerzahl liegt zwischen 
20.000 und 80.000 Einwohnern.  
Mit der Festlegung von Schwellenwerten für Mittelbereiche ist allerdings nicht in allen 
Ländern auch eine Abgrenzung von Mittelbereichen verbunden. So weisen neben Bay-
ern auch die aktuellen in Kraft befindlichen Landesraumordnungspläne in Niedersach-
sen, Nordrhein-Westfalen, Sachsen und Sachsen-Anhalt keine Mittelbereiche aus. Im 
aktuellen Entwurf der Änderung des Landes-Raumordnungsprogramms 2014 für Nieder-
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sachsen werden zwar mittelzentrale Erreichbarkeitsräume „als mittelzentrale Verflech-
tungsbereiche für die Versorgungsfunktion Einzelhandel“ (Abschnitt 2.3 Ziffer 01) festge-
legt. Die Abgrenzung der Bereiche erfolgt allerdings rastergestützt ohne Bezug zu admi-
nistrativen Grenzen. Eine Verknüpfung mit der amtlichen Bevölkerungsstatistik ist daher 
nicht möglich. Bei der bundesweit vergleichenden Analyse wird Niedersachsen daher 
ausgeklammert. 
Um mit Ausnahme von Niedersachsen eine bundesweite Analyse zu ermöglichen, 
werden in Nordrhein-Westfalen die ursprünglich von der MKRO (MKRO 1972) abge-
grenzten Mittelbereiche herangezogen. Die Abgrenzung in Sachsen erfolgt auf Grundla-
ge einer Arbeitskarte der obersten Landesplanungsbehörde. In Sachsen-Anhalt basiert 
sie auf einer eigenen Abgrenzung durch das BBSR. Für Bayern wird an dieser Stelle der 
Stand des LEP 2006 genutzt.  
Abb. 7: Durchschnittliche Bevölkerungszahl von Ober-, Mittel- und Grund-/  
Unterzentren 
 
Quelle: Eigene Berechnung auf Basis von Daten der Laufenden Raumbeobachtung des BBSR 
Bundesweit liegt die durchschnittliche Bevölkerungszahl in den Mittelbereichen bei 
85.000. Der höchste Mittelwert wird mit 105.000 in Baden-Württemberg erreicht. Die 
kleinsten Mittelbereiche sind in Brandenburg (rund 53.000) zu finden. Rund 3 % der 783 
Mittelbereiche unterschreiten mit ihrer Einwohnerzahl selbst die niedrigste geforderte 
Mindesteinwohnerzahl von 20.000 Einwohnern. Hierzu gehört auch der mit rund 
10.000 Einwohnern kleinste Mittelbereich Waldsassen in Bayern. Diese besonders klei-
nen Mittelbereiche konzentrieren sich allerdings nicht auf einzelne Bundesländer, son-
dern betreffen insgesamt 7 der 12 Flächenländer (ohne Niedersachsen, s. o.).  
5 Schluss 
Vergleiche Zentraler Orte auf der Grundlage von Bevölkerungszahl, Gemeindegebiets-
größe, Lageeigenschaften, Abständen zu benachbarten Zentralen Orten und dem Bevöl-
kerungspotenzial ihrer Versorgungsbereiche liefern ein wichtiges Orientierungswissen. 
So belegt diese kennzahlengestützte Gegenüberstellung, dass mittlerweile sehr große 
Unterschiede zwischen den Zentralen Orten einer Hierarchiestufe und den Zentrale-
Orte-Systemen der Länder bestehen. Solange die einzelnen Zentralen Orte die Funktio-
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nen zuverlässig erfüllen, die normativ von Seiten der Raumordnungspolitik erwartet wer-
den, solange stellen die ermittelten Unterschiede kein Problem dar. Auf Grundlage der 
hier verwendeten Indikatoren kann das faktische Leistungsvermögen Zentraler Orte aber 
nicht beurteilt werden. Hierzu müssen weitere Indikatoren in die Betrachtung einbezo-
gen werden. Leider ist in den Ländern ein Monitoring der Funktionserfüllung Zentraler 
Orte bis auf sehr wenige Ausnahmen noch nicht etabliert. In den meisten Ländern wird 
beispielsweise nicht regelmäßig überprüft, 
 ob die faktische Ausstattung mit zentralörtlichen Einrichtungen und Dienstleistungen 
der einzelnen Zentralen Orte der normativ für die Hierarchiestufe angestrebten Aus-
stattung entspricht, 
 mit welchem Zeitaufwand die Bewohner des Verflechtungsbereichs die einzelnen 
Einrichtungen und Dienstleistungen im Zentralen Ort mit dem öffentlichen Perso-
nenverkehr erreichen und 
 ob das Bevölkerungspotenzial des Verflechtungsbereichs heute und in Zukunft aus-
reicht, um eine tragfähige Auslastung der zentralörtlichen Einrichtungen und Dienst-
leistungen im Zentralen Ort zu gewährleisten.  
Zukünftige Vergleiche Zentraler Orte sollten deshalb ein besonderes Augenmerk der 
Leistungsmessung widmen. Eine wichtige Rolle spielen dabei vergleichende Untersu-
chungen zur Einhaltung von Versorgungs-, Erreichbarkeits- und Tragfähigkeitsstandards. 
Erst auf ihrer Grundlage lässt sich sicherer beurteilen, ob die faktisch festgestellten quan-
titativen Unterschiede zwischen Zentralen Orten auch mit Unterschieden der Perfor-
manz und Funktionserfüllung einhergehen.  
Bei zukünftigen Untersuchungen ist zudem der geeignete Bewertungsmaßstab zu 
überprüfen. So basiert die Festlegung von Tragfähigkeitsschwellen für die Versorgungs-
bereiche in Form von Bevölkerungsschwellenwerten in vielen Ländern auf Vorgaben fast 
50 Jahre alter MKRO-Entschließungen. Ihre Überprüfung ist schon lange überfällig. Die 
zur Sicherung der Tragfähigkeit zentralörtlicher Einrichtungen und Dienstleitungen benö-
tigte Einwohnerzahl ist nicht statisch, sondern verändert sich im Laufe der Zeit durch 
technische Innovationen, wirtschaftlichen Struktur- oder Organisationswandel. In vielen 
Fällen wird heute im Vergleich zur Vergangenheit ein größeres Nachfragepotenzial be-
nötigt, um Einrichtungen betriebswirtschaftlich sinnvoll auszulasten (z. B. Krankenhäuser 
oder Lebensmittelgeschäfte). Der umgekehrte Fall ist auch möglich, wie das Beispiel 
kleiner Grundschulen mit jahrgangsübergreifendem Unterricht verdeutlicht. Eine aktuali-
sierte empirische Überprüfung und Herleitung von Tragfähigkeitsschwellen ist daher 
dringend notwendig. Zudem sollte die Definition von Ausnahmen geprüft werden.  
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